
Kompensationsmaßnahmen für die Baulandausweisung 

BEBAUUNGSPLAN NR. 17 'nördlich der Bahnhofstraße^ 
Gemeinde Aying 

AUSGLEICHSFLÄCHE AUF FLURNR. 6 4 9 , GMKG PEISS 

Ausgleichsfläche 3,445 m' Ä 

LAGEPLAN M 1:5000 

Feuchtwiese: 
nördliche Teiltlöche von 3445 m^ einer Feuchtwiese am Waldrand auf der Flurnummer 649 der Gemorkung Reiß. 

Bisherige Nutzung; intensiv bewirtschaftetes Grünland. 

Kompensationsmaßnohme: 

- Sicherung der vorhandenen Feuchtfläche im Berecih der 

Ausgleichsfläche 

- Aushagerung der Fläche durch einmalige Mahd 

im September jeden Jahres. 

- Verzidit auf jede Art von Düngung und Verwendung 

von Pflanzenschutzmitteln. 

Hinweis durch Planzeichen: £ | . ^ ^ 1 _ 110 kV - Hochspannungsfreileitung mit Angabe der Breite des Schutzsteifens, z.B. 15 m beiderseits 

(Schutzstreifen muß von hochwachsender Bepflanzung freigehalten werden! 

AUSGLEICHSFLÄCHE AUF FLURNR. 1718, GMKG HELFENDORF 
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Ausgleichsfläche 19.951 m̂  

Fichtenwald mit Feuchtgebiet und ehem. Torfabbaugebiet 
Teilfläche von 19.951 m^ eines Fichtenwaldes auf der Flurnummer 1718 der Gemarkung Helfendorf 

Bisherige Nutzung: 

Fichtenwald exlensiv bewirtschaftet. In diesem Fichtenbestand befindet sich eine feuchte Senke mit wassergefüllten Seigen als Relikt eines hier früher 

vorgenommenen Torfobbaues. Die Entwässerung geschieht durch Gräben nach Norden und Osten Die Abgrabungstiele beträgt im Mittel 1,00 m. 

Kompensationsmaßnahme: 

" Die Abflußmöglichkeit der beiden Gräben ist zu unterbinden 

' Der Feuchtbereich des ehemaligen Torlabbaues ist von Bewuchs, ausgenommen laubholz, dauerhaft freizuhalten 

- Der nördliche Waldrand ist auf eine Tiefe von 10 m oufzulichten. Anstelb der Fichlen ist Laufholz iBuchenl einzubringen. 

" Der nordwestliche Grundstücksteil ist im Bereich der Bodenerhebung auf einer Fläche von ca. 4000 m zu läutern und mit Buchen zu unterbauen. 



•: ' . . . | Die Gemeinde / \ y 1 D Q 

erläßt aufgrund des § 10 in Verbindung mit den §§ 1, 2, 3, 8 und 9 des Baugesetzbuches -BauGB-, des Art. 91 der Bayerischen 

Bauordnung -BoyBQ- und des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern -GO- diesen Bebauungsplan als 

Satzung 
A) FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN 
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GR 1380 

GRn 800 

GRUD 220 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. Innerhalb dieses Geltungsbereiches 
wird der 'Bebauungsplan Nr. V i. d F. der 1. Änderung , der Gemeinde Aying, ersetzt. 

Gewerbeoebiet IGE) gemäß §9 BauGB und §8 BauNVO. Nicht zulässig sind Tanbtellen und 
SpeditionsDelriebe. 

Mischgebiet iMIj gemäß §9 BauGB und §6 BauNVO. Innerhalb des Bauraumes mit der Nummer 3 
ist nur ein Pflegeheim bzw. Altenwohnheim zulässig. 

Allgemeines Wohngebiet IWAj gemäß § 9 BauGB in Verbindung mit § 4 BauNVO. 

Fläche für den Gemeinbedarf 

Seniorenzentfum 

Baugrenze > 

Zulässige Grundfläche, z.ß 1380 m 
Innerhalb eines Doppel" bzw. Reihenhauses ist die Grundfläche zu gleichen Teilen out die jeweilige Doppel­
haushälfte bzw. Reihenhaus (pro Anteil] aufzuteilen. 

Zusätzliche Grundfläche für Bclbne, Terrassen, Wintergärten, z.B. 800 m̂ . 
Innerhalb eines Doppel" bzw. Reihenhauses ist die zusätzliche Grundfläche zu gleichen Teilen auf die 
jeweilige Doppelhaushälfte bzw. Reihenhaus (pro Anteil! aufzuteilen. Siehe auch D.2.12. 

Grundfläche für erdgeschoßige, seitlich nicht umschlossene, Überdachung in m^ z.B. 220 m̂  

Die zulässige Grundfläche l=GR + GRn + GR UD) noch S 19 Abs 2 BauNVO darf durch Anlaaen gem. 
§ 19 Abs. 4 BauNVO (Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten), Nebenanlagen im Sinne des § T4 BauNVO 
sowie iDaulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstücl; lediglich unterbaut 
wird) überschritten werden: 
bei den Grundstücbn mit der Bouraumnummer 19 bis 59 (Einzel- und Doppeliouserj bis zu einer Grundlläcbenzahl von 0,5: 
bei den übrigen Grundstücken bis zu einer Grundfiöcfienzcfil von 0,80. 

Es sind nur Einzeh und Doppelhäuser zulässig. 

Es sind nur Einzelhäuser zulässig. 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung und Bauweise 

vorgeschriebene Firstrichtung 

Flächen für seitlich nicht umschlossene, erdgeschoßige Überdachung. Wandhöhe max. 3,15 m, gemessen 
ob Oberf;ante Rohdecke über Kellergeschoß der angrenzenden Hauptgebäude. 

Flächen für Garagen 

Flächen für Tiefgarage. Die Erdüberdecbng inci Filierschicht muß mindestens 1,00 m betragen. 

Flächen für Tiefgaragenabfahrt. Die Tiefgaragenabfahrt ist vollständig zu überdachen und einzuhousen. 

Flächen für private Stellplätze 

Maßzahl in Metern, z.B. 9,00 m 

Kurvenradius in Metern, z.B. 6,00 m 
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öffentliche Verkehrsflächen 

öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (gemischte Verkehrsnutzung) 

öffentliche Parkflächen 

Straßenbegleitgrün, Im Bereich der Zufahrten darf dos Straßenbegleitgrün unterbrochen werden, 

Straßenbegrenzungslinie 

Sichtdreieck mit Maßangabe (z,B: Abstand vom Geh*/ Radweg 3,00 m. Schenkellänge 200,00 m|. 
Innerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Sichttlächen dürfen außer Zäune neue Hochbauten 
nicht errichtet werderi^ Walle, Sichtschutzzäune, Anpflanzungen oller Art und Zäune sowie Stapel, 
Haufen u,ä, mit dem Grundstück nicht verbundene Gegenstände dürfen nicht angelegt werden, wenn 
sie sich mehr als 0,80 m (max, 0,50 m auf öffentlichen Verkehrsflächeni z,B, Straßenbegleitgrün) über 
die Fahrbahnebene erheben. Ebensowenig dürfen dort genehmigungs" und anzeigefreie Bauten oder 
Stellplätze errichtet und Gegenstände gäwert oder hinterstellt werden, die diese Höhe überschreiten. 
Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit, Einzelboumpfbnzungen im Bereich der Sichtflächen sind mit 
der Siraßenbouverwaltung abzustimmen, 

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt \ 

öffentliche Grünfläche 

private Grünffoche 

öffentlicher / privater Kinderspielplatz (für Kinder biŝ  6 Jahre und 6"12 Jahre). Größe und 
Ausstattung nach DIN 18034. Größenanqobe in m2. 'Die Bek. des Bayr. btaotsministeriums f. Landes­
entwicklung und Umweltfragen v. 21.06.1976 über die Gefährdung von Kindern durch giftige Pflanzen 

(LUMBl v.27.08.1976) ist zu beachten'. 

Mit Geh- Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche zugunsten der Gemeinde Aying 

Baumbestand zu erhalten 

<̂  Flächen, die nicht eingefriedet werden dürfen 

Fläche für Versorgungsanlagen (Transformatorenstation) 

Bl FESTSETZUNGEN DURCH TEXT 

Art der baulichen Nutzung 

nach ^ 9 BouGB in Verbindung mit § 8 BauNVO als Gewerbegebiet (GE), noch 8 6 BauNVO als^Misch-
utzungsbeschrönkung siehe Ziff. A3), nocn § 4 BauNVO als Allgemeines Wohngebiet (WA) sowie als 'Fläche 

Dos Bauland wir 
,ebiet (M ^ 
ür den Gemeinbedarf' festgesetzt 

Innerhalb der Bauräume mit der Bouraumnummer 19 bis 59 sind pro Doppelhaushälfte maximal 1 Wohneinheit, pro Einzel­
haus 2 Wohnungen zulässig. 

Höhenlage, Gestaltung im Bereich der Flächen [allgemeines Wohngebiel), jMischgebiet 

Die zulässige Wandhöhe und Dachneigung für Hauptgebäude beträgt für die Grundstücke: 

Bouraumnummer 
3 
^ 8 
K)-12 

Wandhöhe 
8,80 m 
6,30 m 
8,70 m 

Dachneigunq 
12° 
r-22° 
r-27° 

Bouraumnummer 
G-IÖ 
19-23,28-32,37-41,46-50,55-59 
24-27,33-36,42-45,5T54 

Wandhöhe 
9,20 m 
5,95 m 
6,25 m 

Dachneigunq 
18°-22° 
18°-22° 
18°-25° 

Die Wandhöhe wird gemessen ob Oberkante Rohdecke über Kellergeschoß Die Höhe der Oberkante Rohdecke über Keller­

geschoß darf in Bouraummitte maximal 0,15 m über OK der dazugehörigen Erschließungsstraße sein. Bei ansteigendem Gelände 

max, 0,10 cm über OK natürlichem Gelände in Bouraummitte, 

Die zulässige Dachneigung für Garagen und Nebengebäude beträgt 16 - 22 , 

Als Dachform für Haupt- und Nebengebäude sind nur symetrische Satteldächer mit Pfannendeckung, Farbe ziegelrot, zulässig, 

Dachgaupen und Ouergiebel sind, mit Ausnahme der Bauraumnummer 12, nicht zulässig 

Abgrabungen und Abböschungen sind nur bis max, lOX des Gebäudeumfangs bis maximal 1,50 m unter OK Gelände zulässig. 

Sützmauern sind mit Ausnahme im Bereich der zulässigen Abgrabungen gemäß B) 2.6 unzulässig. 

Dachüberstände: Hauptgebäude: am Giebel (Ortgang) 0,80-1,20 m, bei darunterliegendem Balkon maximal 1,75 m 

an der Traufe 1,00-1,20 m, bei darunterliegendem Balkon maximal 1,50 m 

Nebengebäude: am Giebel (Ortgang) und Traufe 0,50-0,80 m 

Zusammengesetzte Baukörper wie Doppelhäuser, Reihenhäuser, Garagen und Wintergärten an einer gemeinsamen Grundstücks­

grenze sind einheitlich zu gestalten (profil- und höhengleich, Dachneigung, Dacheindeckung). 

Balkone dürfen die Baugrenzen bis zu einer maximalen Tiefe von 1,00 m und einer Länge von maximal 50 % des Gebäude­

umfangs überschreiten. 

Gerätehäuschen aus Holz sind je Einzel-, Doppel bzw. Reihenhaushälfte bis zu einer Grundfläche von 9,00 m̂  sowie einer 

Wandhähe von max. 2,20 m, auch außerhalb der Baugrenzen, zulässig. 

Die Größe der Wintergärten darf maximal betragen: 10 m̂  je Doppel-bzw, Reihenhaushaushälfte, 15 m̂  je Einzelhaus, Sie dürfen 
die Baugrenzen bis zu einer maximalen Tiefe von 3,00 m überschreiten. Bei Doppel- bzw, Reihenhäusern können Wintergärten 
an der gemeinsamen Grundslücksgrenze errichtet werden, Sie sind nur erdgeschoßig zulässig und als vollständig verglaste, fein-

gliedrige Skeletikonstruktion auszuführen. 

Vor die Außenwand vortretende Bauteile und Vorbauten wie Hauseingangstreppen, deren Uberdochungen und Erker 

dürfen die Baugrenzen bis zu einer maximalen Tiefe von 1,50 m und einer Länge von max, ein Drittel der Breite 

je selbständiger Gebäudeteil (z,B Doppel- Reihenhaushälfte) übefschreiten, sofern sie erdgeschossig ausgeführt werden und 

eine Wandhöhe von 3,25 m nicht überschreiten, 

Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von max, 1,20 m zulässig, Terrassentrennwände zwischen Doppel- und Reihenhäusern sind 

bis zu einer Höhe von 2,00 m und einer Tiefe von 4,00 m zulässig, Mauern als Einfriedungen sind unzulässig. 

Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze richtet sich noch der Stellplatzsatzung der Gemeinde Aying vom 08, Juli 1999, 

Oberirdische Stellplätze sind bei Einhaltung der festgesetzten Grundfläche auch außerhalb der hierfür festgesetzten Flächen 

zulässig. 

Höhenlage, Gestoltung im Bereich der Flächen jGewerbegebietj: 

Bouraumnummer 1 und 2: maximal zulässige Wandhöhe 11,00 m, maximal zulässige Dachneigung für Hauptgebäude: 6° 

Als Dachform sind nur geneigte Dächer zulässig. 

Grünordnung 

22° 

Nicht überbaute Flächen sind noch Art. 5 BoyBO, soweit sie nicht für eine andere zulässige Nutzung benötigt werden, ent­
sprechend den Festsetzungen zu begrünen und mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. 

Bäume: Zulässig sind heimische Arten (euch Obstbäume als Halbstamm oder Hochstamm), Stammumfang 18/20 cm 

Pflonzdichle: '̂Allgemeines Wohngebiet', 'Mischgebiet': ] Baum je 200 m̂  Grundstücksfläche, 
'Gewerbegebiet': iBaum je 400 m nicht überbauter Fläche 

Siräucher: Zulässig sind heimische Sträucher und Blütenströucher. Pflanzgröße 80 bis 100 cm 

Ptlonzdichte: 'Allgemeines Wohngebiet', 'Mischgebiet': 6 Sträucher je 100 m̂  Grundstücksfläche. 

'Gewerbegebiet': 3 Sträucher je 100 m̂  nicht überbauter Hache 

Stellplätze und Garagenzufahrten sind mit wasserdurchlässigem Belag wie Rasenpflaster oder Schotterrasen herzustellen 

Schallimmissionen 

Gewerbegebiet (GE): 

Innerhalb des Gewerbegebietes sind nur solche Anlagen und Betriebe zulässig, deren flächenhoftes Emissbnsverhdten (zuge­

höriger Fahrverkehr eingeschlossen) in Form der je m^-Grundflöche abgestrahlten Schallleistung, einen immissionswirksamen 

flächenbezogenen Schallleistungspegel von 

GE tags L W,A' 
nachts L WA' 

54 dBIAl 
- dBIAl (keine Nachtnutzung) 

GE 2 tags LWA' = 59 dB(A) 
nochts LWA' '- 35 dB(A) 

nicht überschreitet, (Siehe C 6,21 

Wohnungen gemäß § 8, Abs. 3, Nr. 1, BauNVO sind im Gewerbegebiet nur ousnohmsweise zulässig, wenn im Einzelfall nach­

gewiesen werden kann, doss vor den Fenslern bei Ausschöpfung der zulässigen immissionswirksamen flächenbezogenen Schal-

leistungen für die innerhalb des Plangebietes nicht zum eigenen Grundstück gehörenden Flächen und Einrechnung der Immissionei 

der angrenzenden Gewerbeflächen, die Immissionsrichtwerte noch TA Lärm für ein Gewerbegebiet nicht überschritten werden 

Mischgebiet (MI) und Allgemeines Wohngebiet (WA): 

Aufgrund der einwirkenden Schienen-Verkehrslärmimmissionen müssen die lärmbeaufschlagten Außenflächen schutzbedürftiger 

Aufenthollsräume iS. der Nummer 4.1 der DIN 4109, insbesondere von Wohnungen (Art. 45 BoyBOl, Aufenthaltsräume in Geschäfts-, 

Büro- und Verwaltungsgebäuden sowie Einzelhandelsbetrieben an den West- und Südfossoden der Bauräume 10, 12, 13 und 14, gekenn­

zeichnet mit Planzeichen 'S' bei Neu- Um- oder Erweiterungsbau ein resultierendes bewertetes Bouschalldämm-Maß entsprechend den 

Vorgaben der VDI 27)9 aufweisen. Für die übrigen Fassaden in vorgenannten ßauräumen müssen die lärmbeaufschlagten Außenflächen 

von Räumen, insbesondere von Wohnungen (Art, 45 BayBOl, Aufenthaltsräumen in Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäuden sowie 

Einzelhandelsbetrieben ein resultierendes bewertetes Bauschalldämm-Maß entsprechend Tabelle 8, 9 und 10 der DIN 4109 aufweisen 

Für olle schutzbedürftigen Räume i.S. der Nummer 4.1 der DIN 4109 hat der Entwurfsverfasser in Abhängigkeit des maßgeblichen Läm-

pegels dos erforderliche Bauschalldämm-Moß noch vorgenannten Vorschriften festzulegen. An den West- und Südfassoden der Bauroun^ 

10, 12, 13 und 14, gekennzeichnet mit Planzeichen 'S' ist die Anordnung norwendiger Fenster von Schlaf- und Kinderzimmern unzulässig 

und durch geeignete Grundrißorienlierung sicherzustellen. Ist dies nicht möglich, sind zum Lüften notwendige Fenster von Schlaf- undKinder-

zimmern nur zulässig, wenn sie hinter einer festen, schdlobsorbierend ausgekleideten und mit einer Lüftungsmöglichkeil versehenen Ver­

glasung (Wintergarten) liegen Alternativ sind die betreffenden Räume mit einer schollgedämmlen Belüftungseinrichtung auszustatten. Beide 

Einrichtungen dülen die Schalldämmung der Gebäudeaußenhaut nicht mindern. Die Wintergärten sind mit versetzt angeordneten Fenster­

flügeln zu versehen und in geschlossener Form auszuführen Eine Erweiterung der Wohnräume in die Wintergärten ist nicht zulässig. 

Die mit dem Planzeichen 'X' gekennzeichneten Fassaden befinden sich aufgrund der Stroßen-Verkehrsgeröuschbelastung noch 
der DIN 4109, Tob, 8 im Lärmpegelbereich III. Noch der DIN 4)09, Tob, 8 muss die Gesamtaußenfläche eines Wohnraumes 
bzw. eines Übernachtungsraumes einer Beherbergungsstötte an den in o.a. Weise gekennzeichneten Bauräumen ein erforderliche; 
resultierendes Schalldömm-Maß in Höhe von R, ,„ ^35 dB aufweisen 

An den mit Planzeichen 'X' bzw. 'Z' gekennzeichneten Fassaden werden Beurteilungspegel von 45 dBiA) in der Nachtzeit überschritter. 

Dort ist auf die Anordnung von zum Lüften notwendiger Fenster von Schlaf- und Kinderzimmern zu verzichten und durch geeignete 

Grundrißorientierung sicherzusteflen, daß diese Räume stets über eine Fensteröffnung an einer nicht gekennzeichneten Fassade befüftet 

werden können Ist dies nicht möglich, sind zu Lüften notwendige Fenster von Schlot- und Kinderzimmern nur zulässig, wenn sie hinter 

einer festen, schallabsorbierend ausgekleideten und mit einer Luftungsmöglichkeit versehenen Vergbsung (Wintergarten) Liegen. Alternativ sine 

die betreffenden Räume mit einer schallgedämmten Belüftungseinrichtung auszustatten. Beide Einrichtungen dürfen die SchcJldömmung der 

Gebäudeaußenhaut nicht mindern Die Wintergärten sind mit versetzt angeordneten Fensterflügeln zu versehen und in geschlossener Forri 

auszuführen. Eine Erweiterung der Wohnräume in die Wintergärten ist nicht zulässig. 

An den mit Planzeichen 'Y' gekennzeichneten Fassaden dürfen keine zum Lüften notwendige Fenster von schutzbedürftigen Autenthdts-

röumen im Sinne der DIN 4109 ausgeführt werden. 

oonsliges 

6.1 Dieser Bebauungspbn ersetzt innerhalb seines räurrJichen Geltungsberaches den Bebauungsplan 'Aying Nr. 9 Am Bahnhof 
und 'Aying Nr. 9 Am Bahnhof, L Änderung'. 

6.2 Hinsichtlich der Einhaltuna von Abstandsflächen haben db bndesrechtibhen Bouvaschriften Vorrang g 
Ibhen Regelungen des Bebauungspbnes. Db m der BayBO getroffenen Aussagen ifcer Abstcndsfbcfi 

L2 
L3 
14 

15 

1,6 
17 
18 
19 

2, 

ZT 
2,2 

a_ 
3,1 
3,2 

4_ 
4,1 

5_ 
5,1 

6, 

6] 

6,4 

7_ 
7T 

7,2 

7,3 

5, 

;genüber satzungsrectit-
bayBU getroffenen Aussagen über Abstcndstlochen sind einzuhalten. 

C) HINWEISE 

Hinweise durch Plonzebhen 

( J J Bouraumnummer, z,B, 1 

O bestehende Grundstücksgrenzen 

oufzuhebende Grundstücksgrenzen 

vorgeschlagene Grundstücksteüung 
lunverbkiJch) 

bestehende Gebäude 

vorgeschlagene Geboudestelung 

1570/1 Fkjrstücksnummer 

P Fußweg 

•
vorgeschlagene Bcwmpflanzuna, Bäume an 

einer gemeinsamen Grundstücfegrenze sind 
gemeinscBTi zu pfkmzen und zu witerholten, 

Wasserversorgung / Stromversorgung 

1,10 S Gebäudeseilen an denen mit einer erhöhten Geröusch-
bebstung durch Schienenverkehr zu rechnen ist. 
Es wird ouf B 52 a) hingewiesen. 

111 X Gebäudeseiten, an denen tags/nochts mit einer erhöiiten 
Geräuschbebstung dtfch Straßenverkehr zu rechnen ist 
Es wird auf B 5.2 b) hingewbsea 

1.12 Z Gebäudeseiten, an denen nachts mit einer erhöhten 
Geräuschbebstung durch Straßenverkehr zu rechnen ist. 
Es wrd auf B 5.2 b) hingewbsen, 

1.13 Y Gebäudeseiten, an denen mit einer erhöhten Gewerbe-

lörmbebslung von der nordöstlich des Pbngebiets 

gebgenen Brauerei zu rechnen ist. 

Es wird ouf B 5,2 c) hogewbsen. 

Sckntfbhe Bauvorhaben müssen vor Fertigstellung cn de zentrab Wosserversorgungsonbge der Gemeinde cngeschbssen sein 

Db Errbhtung von Kabelverteiler, bündig mit dem Leistensteki, ist auf Privolyund zu duben, 

Abwosser und Tagwasser 

Die Grundstücksentwässerungsonlogen müssen noch den anerkannten Regeln der Technik (DIN 1986 ff) erstellt werden 

Unverschmutztes Nbderschbgswasser von Dächern und sonstigen befestigten Fbchen (auch Verkehrsflächen) ist zu versickern 

über die Zubssigkeit von geplanten Entwässerungseinrichtungen muß entweder in einem Wasserrechtsverfahren noch Art. 17 

BoyWG entschieden werden oder db Zubssigkeit ergibt sbh aus Art. 33 BayWG, dh. bei Einhaltung der Anwendungsvoraus­

setzungen und Anforderungen der 'Nbderschbgswasser-Freislellungsverordnung (NWFreiVi' vom 0102,2000 zum schadbsen 

Versickern von Niederschbgswasser sowie der zugehörigen 'Technischen Regeln zum schodbsen Einbiten von gesonmeltem 

Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGWj' ist dk Versickerung von einer wasserrechtibhen Genehmigung befreit. 

Als Anwendungsvoraussetzungen bzw. Technische Regeln für db NWFreiV geften insbesondere: 

- Primär fbchenhafte Versbkerung über bewachsenen Oberboden, - NiederscNogswosser dorf nicht mit Abwosser 

oder wassergefährdenden Stoffen vermischt bzw. durch sonstigen Gebrauch nachteilig verändert sein, - keine kupfer-, 

zink-, und bbigedeckten Dochfbchen über 50 m̂  Größe, - kein Durchstoßen gruidwosserschützender Deckschichten, 

- Db Sohb der Versickerungsonloge darf nbht tbfer als 5 m unter notürlbhem Gebnde liegen. 

Db Sbkeronbgen sind nach dem Arbeitsblatt ATV-DVWK-AI38 vom 01012003 zu bemessen und zu errbhten. 

Abfallbeseihgung 

Müllsammelbehälter sind straßennah anzuordnen, 

Bodendenkmäler 

Bodendenkmäler, die bei der Verwirkkhung des Vorhabens zutage kommen, unterliegen noch Art 8 DSchG der Mddepfkht 

und müssen dem Bayer, landesomt für Denkmolptbge unverzügibh bekonnlgemacht werden 

Schalimmissionen 

Das Ausmaß der Erschütterungen und des sekundären Luftschafes sowie ggf. db aforderlbhen technischen Moßnohmen sind bei Wohn­

gebäuden in einem Abstand bis ca. 40 m vom nöchstgefegenen Gbis, bei erschüterungsempfindtchen gewerblichen Nutzungen |z,B, 

Ebktronik- und Computerfirmen) auch in Abständen von über 40 m zur Bdmslrecke durch Einzelgutachten im Rahmen des ßouvolzuges 

zu ermitteln. Hierzu sind als einschlägige Richtlinien die DM 4150, Teil 2 Heranzuzbhen. In Einzelfäfen können oufgrund besonderer Unter­

grundverhältnisse oder schwingungsempfindlicher baukher Ausführung (Resonanzerscheinungen) auch in größerer Entfernung Beeinträchti­

gungen durch Erschütterungen bzw sekundären Luftschal auftreten, 

6.2 Db Festsetzung B 5,1 a) bedeutet, doss in dem Gebiet jeder Betrieb geeignete technische un/oder orgorisatorische Mcfoahmen 

so zu treffen hat, doss die von seinen Anlagen (einschl. Verkehr auf dem Betriebsgelände) im Einwirkungsberebh außerhdb des 

Gebietes verursachten Geräusche keine höheren ßeixtekingspegel erzeugen, ds bei ungehinderter Schdbusbratung entstehen 

würde, wenn von jedem m̂  Fläche seines Grundstücks (mit Ausnahme der Rondeingrünungen) ein Schalbistungspegel LV»A' ent­

sprechend den Festsetzungen im Planteil in einer Höhe von 2 m über Geländeniveau abgestrohlt würde. Zur Ermittkjng der 

höchstzubssigen Immissbnsrichtwertanteib ist die Schdbusbreitungsrectuiung ausgehend von den fbchenbezogenen Scholbistungs-

pegeln noch der DM ISO 9613, Entwurf vom Septente 1997, ohne Berücksbhtigung der abschrmenden Wirkung von Gebäuden 

innerhdb des Bebauungsplanumgriffs, für eine Mitlelfrequenz von 500 Hz und unter der Annohme eines ebenen Gelöndever-

bufes durchzuführen. Die Dämpfung oufgrund des Bodeneffektes ist dcha noch den in Kapitel 7.3.2 beschriebenen dternotiven 

Verfahren zur Berechnung A-bewerteterSchdIdruckpegd zu bestimmen. Als stcndadbezogener Korrekturfoklor für die 

Meteorobgb ist Co - 2 dB zu berücksbhtigen, 

Db Einhdtung der in B 5.1a genannten flächenbezogenen Schdüeistungspegel ist im Rahmen des Bouvdlzugs ifcer ein Schol-

schutzgutochten nachzuweisen, das zum jeweiligen Bcwantrog oder Antrag ouf Nutzungsonderung bzw Genehnngungs-Freistelungs-

verfahren vor Baubeginn vorzubgen ist. Ausnahmen hiervon sind im Einzelfol mit Zustimmung des Landratsamtes möglich (zB, 

bei lärmarmen Nutzungen). Db festgesetzten immissionswirksonen fbchenbezogenen Scholeistungspegel dbnen insbesondere 

dazu, im Rahmen einer Vorprüfung die schdltechmsche Verträglichkeit eines Bougebbtes mit den benachbarten Gebieten über­

prüfen zu können. Sb stellen den Betrieb jedoch nicht davon frei, insbesondere bei Immissionsorten, db drekt an sein Bau­

grundstück angrenzen, db aktudbn Immissionsschutzanforderungen noch TA-Lärm einzuholten. 

6.3 Fassaden schutzbedürftiger Aufenthaltsräume von Wohnungen gemäß § 8, Abs. 3, Nr. 1, BauNVO sind im Gewerbegebbt so 

auszuführen, doss bei von außen einfaäendem Schall innen ein Mittelungspegd von 35/30 dB(A) tags/nachts und ein mittbrer 

Maximolpegd von 45/40 dB(A) togs/nochts nach der VDI-Rbhttnie 2719 'Scholdämmung von Fenslern und deren Zusoiz-

einrbhtungen' vom August 1987 nbht überschritten wird Bei Büroräumen sind um bis zu 5 dB höhere Innenpegel zulössig 

Dbsbezüglich ist mit dem Bouantrog ein Nachweis vorzubgen. 

Im Plangebbt ist aufgrund des einfdbnden Verkehrsldms mit Überschreitungen der jeweiligen Orientierungswerte gem. Beibblt 1 zu 

DIN 18005, Teil 1 zu rechnen. 

Sonstige Hinweise 

Bebuchtungen und Werbeflächen sind so zu gestdten, daß eine Beeinträchtigung der Sicherheit und Lebhtigkeit des Eiserfcdmverlehrs 

linsbesondere Bbndung des Eisenbohnpersonds und eme Verwechslung mit Signdbegriffen der Eisenbohnl jederzeit sicher ausgeschlossen ist. 

Zur Energieversorgung, insbesondere für Heizung und Warmwasserbereitung, smd, soweit itbglch, regenerative Energien wie Sob-

Hdz-Pefiets und dergleichen zu verwenden. Ebenso sol Nbderschbgswasser gesammelt und ob Brauchwasser (z,B, Gortenbewosserung) 

Verwencking finden. 

Jedem Bouantrog und jeder Bauanzeige ist ein Boun^stands- und Freiflöchengestdtungsplon beizufügen. 

D) VERFAHRENSVERMERKE 

1 Der Gemeinderal hat in der Sitzung vom 15,06,2004 db Aufstdking des Bebouungspbns beschbssen. Der Aufstdkjngsbeschbss 

wurde am 22,06,2004 ortsüblich bekomtgemachl, 

2. Db ßürgerbeleiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit ölfentlicher Darbgung und Anhörung für den Entwurf des Bebauungsplans 

ri der Fassung vom 05.07.2005 hat vom 18.07.2005 bis 26,08,2005 stottgefunden 

3. Zu dem Entwurf des Bebouungspbns in der Fassung vom 05,07,2005 wurden db Träger öffenlkher Bebnge gemäß § 4 

BauGB in der Zdt vom 18,07,2005 bis 26,08,2005 betdigt. 

4. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 13.12.2005 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauG6 in der 

Zeit vom 27,12,2005 bis 31012006 öffentkh ausgebgt. 

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 14,02,2006 wurde mit der Begründung gemöß § 3 Abs, 3 BauGB in der 

Zeil vom 24,022006 bis 13,03,2006 erneut öffentibh ausgebgt, 

Db Gemeinde Aying hat mit Beschkiss des Gemeinderats vom 14,03,2006 den Bebauungsplan genwß § K) Abs, 1 BauGB in 

der Fassung vom 14032006 als Satzung beschlossen, 

Gemeinde Aying am 22,03,2006 

^ V j ^ 'Johann Eichbr Erster Bürgernfieister 

7, Der Satzungsbeschluss zu dem Bebcsjungspbn wurde am 23032006 gem § 10 Abs, 3 Hdbsatz 2 BouGB ortsUbkh 

bekanntgemacht Der Bebauungspbn ist damit in Kraft 

Gemeinde Aying am 27,03.2006 

J N : - ; ^ / K H ^ V ^ / Johann Eichbr Erster Bürgermeister 
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